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Aufhebung der Anbauverbotszone an Bundesfernstraßen für 
Photovoltaik-Freiflächenanlagen 

 
Nach einem vom Bundesverband der Energie und Wasserwirtschaft (BDEW) am 

06.02.2023 veröffentlichten „Fortschrittsmonitor Energiewende“ müsste zur Erreichung 

der Klimaziele 2030 im Bereich der Photovoltaik die installierte Leistung mehr als 

verdoppelt werden. Dazu bedarf es auch besonderer Anstrengungen bei der 

Bereitstellung der nötigen Flächen. 

Gerade die Flächen entlang von Autobahnen eignen sich für den Bau von Photovoltaik-

Freiflächenanlagen, da hier durch die Vorbelastung der Eingriff in das Landschaftsbild 

reduziert ist. Das Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) setzt hier daher mit einer 

besonderen Förderfähigkeit an. In § 37 Absatz 1 Nummer 2 lit. c) EEG ist seit dem 

01.01.2023 der förderfähige Bereich entlang der Autobahnen und Schienenwege von 

bisher 200 m auf 500 m erweitert. Darüber hinaus sind nunmehr mit dem Beschluss des 

Deutschen Bundestages zum Gesetz zur Verbesserung der Rahmenbedingungen für die 

erneuerbaren Energien im Städtebaurecht Solar-Freiflächenanlagen entlang von 

Autobahnen auch baurechtlich privilegiert (§ 35 Absatz 1 Nummer 8 lit b) aa des 

Baugesetzbuchs). 

Im Widerspruch zu diesen Erleichterungen der Nutzung von Randbereichen von 

Autobahnen für Solar-Freiflächenanlagen steht das straßenrechtliche Anbauverbot in § 9 

Absatz 1 Nummer 1 Bundesfernstraßengesetz (FStrG). In einer Entfernung bis zu 40 m, 

gemessen von äußeren Fahrbahnrand, gilt nach dieser Vorschrift ein Verbot der 

Errichtung von Hochbauten, zu denen auch Photovoltaik-Anlagen zählen. Durch das 

Anbauverbot fällt viel mögliche Fläche für den erforderlichen Ausbau der Solar-Energie 

weg. Bei einem Projekt über 1000 m entlang einer Autobahn wären es beispielsweise 

schon 40.000 m2.  
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Mit Artikel 1 des Achten Gesetzes zur Änderung des Bundesfernstraßengesetzes und 

zur Änderung weiterer Vorschriften vom 29. Juni 2020 (BGBl. I S. 1528) wurde § 9 Absatz 

1 FStrG (Bundesfernstraßengesetz) um einen Satz 3 erweitert, wonach das Verbot des 

Absatzes 1 Satz 1 Nummer 1 nicht für technische Einrichtungen gilt, die für das Erbringen 

von öffentlich zugänglichen Telekommunikationsdiensten erforderlich sind. Diese 

Änderung dient der Beschleunigung des Ausbaues des 5G-Netzes an 

Bundesfernstraßen durch erleichterte Zulassung von Mobilfunkmasten. 

Diese ausdrückliche Nichtgeltung des Anbauverbots des § 9 Absatz 1 Satz 3 FStrG sollte 

auf Photovoltaik-Freiflächenanlagen erweitert werden. Somit würden auch diese Anlagen 

nicht mehr unter das repressive Anbauverbot gemäß Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 der 

Vorschrift fallen, von dem Abweichungen nur durch eine Ausnahmegenehmigung nach § 

9 Absatz 8 unter engen Voraussetzungen zulässig sind, sondern unter den präventiven 

Zustimmungsvorbehalt des Absatzes 2. Auch in der bisherigen Anbauverbotszone wären 

dann Photovoltaik-Freiflächenanlagen zulässig, da die in § 9 Absatz 3 FStrG genannten 

Versagungsgründe im Regelfall nicht greifen oder durch Nebenbestimmungen 

abgewendet werden können. Beeinträchtigungen der Sicherheit oder Leichtigkeit des 

Verkehrs sind mit Photovoltaik-Anlagen in der Regel nicht verbunden, sofern 

Blendwirkungen ausgeschlossen werden. Für den Fall von Ausbauabsichten ist eine 

Rückbauverpflichtung möglich.  

Mit der vorgeschlagenen Änderung könnte erreicht werden, dass gerade der vorbelastete 

Bereich unmittelbar an den Bundesautobahnen und Bundesstraßen für die Aufstellung 

von Photovoltaikanlagen zum Regelfall wird.  
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